
Rechtswegs für alle Streitigkeiten über den Abzug
von Arbeitseinheiten möglich ist.

*

Die vorstehenden Ausführungen — bekräftigt durch den 
Hinweis Heuers im Vorwort zum Kommentar, daß die 
Erläuterungen jeweils die persönlichen Auffassungen 
der Autoren wiedergeben — sollen auch die Tatsache 
unterstreichen, daß die mit der Durchsetzung des LPG- 
Rechts Beauftragten die volle Verantwortung für die 
richtige Anwendung der LPG-rechtlichen Bestimmun­
gen tragen. Sie können dieser Verantwortung nur da­
durch gerecht werden, daß sie die gesellschaftlichen 
Verhältnisse in der LPG genau analysieren, die dem 
konkreten Sachverhalt zugrunde liegenden sozialen

Hintergründe aufdecken und das sozialistische Recht 
richtig anwenden. Dieser für jede richtige Rechts­
anwendung erforderlichen Verpflichtung kann sich 
niemand durch die Berufung auf eine im Kommentar 
geäußerte persönliche Rechtsansicht entziehen. Der 
Versuch, die eigenverantwortliche Anwendung des 
Rechts durch eine einfache Bezugnahme auf den Kom­
mentar zu ersetzen, hätte unweigerlich Schematismus , 
und Dogmatismus in der Rechtsanwendung und in 
vielen Fällen eine ungenügende Beachtung der Gesetz­
lichkeit zur Folge. Das aber ist mit den Aufgaben und 
dem Wesen des sozialistischen Rechts unvereinbar und 
würde auch das Anliegen der Autoren des Kommen­
tars ins Gegenteil verkehren.
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Nochmals: Einbeziehung Dritter in das arbeitsrechtliche Verfahren

B r e d e r n i t z  greift in NJ 1965 S. 12 ein für die 
Verbesserung der Arbeitsrechtsprechung bedeutsames 
Problem auf — wird doch durch die Einbeziehung Drit­
ter den Rechtspflegeorganen die Möglichkeit gegeben, 
selbst Maßnahmen zu treffen, die zur Durchsetzung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit zugunsten oder gegenüber 
Dritten erforderlich sind. Damit entspricht § 22 Abs. 1 
AGO dem Rechtspflegeerlaß.
In dem System der Maßnahmen, die dem Gericht zur 
Verwirklichung der sozialistischen Gesetzlichkeit zur 
Verfügung stehen, hat die Einbeziehung Dritter ihren 
bestimmten Platz. Sie sichert z. B., daß die sich aus 
der Aufdeckung der Ursachen eines Konfliktfalles er­
gebenden materiellen Konsequenzen gegenüber Dritten 
auch gezogen werden. Sie ist also in solchen Fällen 
geeigneter als die Gerichtskritik, mit der nur die Emp­
fehlung solcher materiellen Konsequenzen verbunden 
sein kann, ohne daß das Gericht die Möglichkeit hat, 
unmittelbaren Einfluß auf ihre Verwirklichung zu neh­
men. Die Bedeutung dieses in § 22 Abs. 1 AGO dem 
Gericht übertragenen Rechts ist seit dem Inkrafttreten 
der Arbeitsgerichtsordnung nicht geringer geworden. 
Nach wie vor ist die Gesellschaft daran interessiert, 
daß im arbeitsrechtlichen Verfahren alle Maßnahmen 
getroffen werden, die der Überwindung der Ursachen 
von Gesetzesverletzungen auf dem Gebiet des Arbeits­
rechts dienen. Eine dieser Maßnahmen ist die Einbezie­
hung. Auf sie kann im Interesse der unbedingten Durch­
setzung der sozialistischen Gesetzlichkeit so wenig ver­
zichtet werden wie auf das Initiativrecht des Staats­
anwalts. Daß die Einbeziehung bei der Bekämpfung der 
Gesetzesverletzungen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
so ungenügend genutzt worden ist, spricht nicht gegen 
die gesetzliche Regelung. Das muß vielmehr eher zu der 
Schlußfolgerung führen, die Senate und Kammern für 
Arbeitsrechtssachen so anzuleiten, daß sie nicht nur die 
Gerichtskritik, sondern auch die Einbeziehung dazu 
nutzen, alle die Maßnahmen durchzusetzen, die sich bei 
der Aufdeckung der Ursachen und Zusammenhänge 
eines Arbeitsstreitfalles als im gesellschaftlichen Inter­
esse notwendig herausgestellt haben.
Die Gerichte, die von den Möglichkeiten der Einbezie­
hung keinen Gebrauch machen, verletzen dadurch ihre 
Pflicht, über die Anträge und das Vorbringen der Par­
teien hinaus durch die eigene Initiative und mit Hilfe 
der Werktätigen die Ursachen und Zusammenhänge 
eines anhängigen Konflikts zu erforschen und auf die

Lösung a l l e r  dem Konflikt zugrunde liegenden und 
mit ihm zusammenhängenden Widersprüche Einfluß 
zu nehmen. Die Ausführungen von Bredernitz tragen 
sicher dazu bei, über eine sinnvolle Anwendung des 
§ 22 AGO die gesellschaftliche Wirksamkeit der Ar­
beitsrechtsprechung zu verbessern.
Im Ergebnis ist Bredernitz durchaus zuzustimmen. 
Gegen seine theoretische Ausgangsposition ergeben sich 
jedoch Bedenken.

§ 22 Abs. 1 AGO durchbricht das Antragsprinzip
Bredernitz setzt in Übereinstimmung mit dem Obersten 
Gericht den § 22 Abs. 1 AGO in Beziehung zu § 37 
Abs. 2 AGO. Er hält eine Entscheidung im Hinblick auf 
den einbezogenen Dritten nur für zulässig, wenn das 
durch den Antrag eines Beteiligten gedeckt ist. Die 
Schwierigkeit, daß das Gericht gern. § 37 Abs. 2 AGO 
nur „im Rahmen des vor der Konfliktkommission be­
handelten Streitfalles“ entscheiden darf, die Einbezie­
hung aber gerade deshalb erfoderlich wird, weil die 
Konfliktkommission in einem auf die Beziehungen zwi­
schen Antragsteller und Antragsgegner beschränkten 
Rahmen verhandelt hat, sucht er mit einer Fiktion zu 
überwinden. Er meint, daß mit der Unterbreitung eines 
bestimmten Falles an die Konfliktkommission die Be­
teiligten unabhängig von den von ihnen formulierten 
Anträgen stillschweigend noch den Antrag stellen, alle 
erforderlichen Einbeziehungen vorzunehmen und das 
zuzusprechen oder aufzugeben, was sich aus dem fest­
gestellten Sachverhalt ergibt. Bei dieser Auffassung be­
darf es dann allerdings eines ausdrücklichen Antrags 
im Hinblick auf den Einbezogenen nicht mehr, und 
zwar weder vor der Konfliktkommission noch vor der 
Kammer für Arbeitsrechtssachen. Konsequenterweise 
läßt Bredernitz auch einen Verzicht des durch die Ein­
beziehung begünstigten Beteiligten nicht ohne weiteres 
zu, sondern spricht sich für die Nachprüfbarkeit des 
Verzichts auf seine Übereinstimmung mit der sozia­
listischen Gesetzlichkeit aus.
Die Fiktion einer Antragstellung ohne eine ausdrück­
liche diesbezügliche Erklärung kann jedoch nicht über­
zeugen. Wenn aus einem Komplex gesellschaftlicher 
Widersprüche der Konfliktkommission nur ein be­
stimmter Ausschnitt unterbreitet wird, dann hat die 
Konfliktkommission, wenn sie sich auf die Erörterung 
dieses Komplexes beschränkt, den Streitfall eben nur 
insoweit „behandelt“. Daß der Konflikt in Wirklichkeit
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